
Verweigern reicht nicht – Jugend
rebelliert.
von der REVOLUTION Leitung, 16. September, 3 Minuten Lesedauer

In 2 Wochen werden wir uns wieder die Straße nehmen und laut werden
gegen  die  Wehrpflicht  in  dem vierten  bundesweiten  Schulstreik  am 25.
September.  Wir  rufen  alle  Schüler:innen  auf  gemeinsam den  Unterricht
niederzulegen,  Mitschüler:innen  zu  überzeugen  und  sich  die  Straße  zu
nehmen.  Wir  rufen  alle  Jugendlichen  auf  sich  ihnen  anzuschließen,  ob
studierend, in Ausbildung, FSJ oder arbeitslos. Wir rufen darüber hinaus alle
Lehrkräfte  auf  solidarisch zu sein und ihre Gewerkschaften aufzufordern
ebenfalls in den Streik zu treten.

Unsere Bewegung hat es bisher geschafft viele Jugendliche auf die Straße zu
ziehen, unseren Unmut auszudrücken und klarzumachen: die Jugend macht
nicht mit. Währenddessen geht der Krieg gegen den Iran, die Besetzung und
Zerstörung von Teilen des Libanons, die täglichen Morde und Vertreibung in
Palästina weiter, mit direkter Unterstützung Deutschlands. Währenddessen
will  Volkswagen  noch  in  weiteren  Fabriken  Waffen  herstellen,  werden
Milliarden in  die  Bundeswehr  und Rüstung investiert  und probieren uns
Jugendoffizierein der Schule anzuwerben. Unsere derzeitigen Anstrengungen
sind wichtig, doch unsere Beteiligung an der Kriegsmaschine zu verweigern
reicht  nicht.  Um  diese  Entwicklung  von  Militarisierung  und  Kriege  zu
verhindern, müssen wir darüber hinaus gehen, Widerstand organisieren und
rebellieren. Das bedeutet Wege zu finden, wie wir unsere Bewegung zum
Erfolg führen können.

Unsere Perspektive lautet:

Rebellion  heißt  Masse,  lasst  und  die
Bewegung  ausweiten!
Um zu siegen, müssen wir den Widerstand in unseren Schulen auf eine neue
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Ebene heben. Wir müssen an den Schulen nicht nur Komitees aufbauen,
welche Schüler:innen auf die Streiks bringen, sondern den politischen Kampf
an der Schule organisieren. Wenn wir Komitees schaffen, welche lokal für
Forderungen kämpfen, dabei alle Schüler:innen der Schule einbeziehen (z.B.
durch Vollversammlungen) und zeigen, wie man diese durchsetzen kann –
schaffen wir ein Fundament für unsere Bewegung. Dadurch können wir es
ermöglichen,  dass  unsere  Streiks  wachsen  und  wir  langfristig  Erfolge
erzielen.

Lehrer:innen,  Arbeiter:innen:  schließt  euch
uns an!
Um unsere Streiks wirkmächtiger zu machen, müssen wir es schaffen, dass
die Schulen komplett stillstehen und bestenfalls unsere ganzen Städte. Das
bedeutet,  dass  unsere  Lehrkräfte  ebenfalls  in  Streik  gehen müssen.  Das
können  wir  aber  nicht  nur  ihnen  überlassen,  wenn  wir  mit  unseren
Lehrkräften und ihrer Gewerkschaft diskutieren und öffentlich auffordern,
können wir es schaffen Druck aufzubauen. Wir können sie dazu bringen uns
zu unterstützen. Dafür müssen wir uns auch mit ihren Kämpfen solidarisch
erklären, mit allen Sektoren wo gekürzt wird und mit dem Widerstand in
Rüstungsunternehmen.  Gemeinsam  sind  wir  stärker,  geeint  können  wir
gewinnen!

Internationale  Solidarität  praktisch  machen:
am 20.11. streiken!
Letztendlich  kann  der  Kampf  gegen  den  Militarismus  und  Kriege  nur
international  gewinnen.  Deswegen  rufen  wir  alle  Streikkomitees  in
Deutschland auf am 20. November zu streiken, gemeinsam mit Jugendlichen
aus ganz Europa, welche sich dem internationalen Jugendstreik gegen Krieg
angeschlossen  haben.  Mit  der  Kraft  unserer  Geschwister  aus  anderen
Ländern und wenn wir dafür ordentlich mobilisieren können wir unseren
Streik sogar vergrößern. Ein Aktionstag reicht nicht, für den internationalen
Streik gegen den Krieg auch in Deutschland!



Denn  die  Wurzel  für  Militarisierung,  Krieg  und  Genozid  ist  das
imperialistische Weltsystem und der Kampf um die Neuaufteilung Welt unter
dessen  Großmächten.  Das  aufzusprengen,  ist  nur  international  möglich,
durch eine grundlegende Umwälzung der herrschenden Ordnung. Kriege zu
verhindern, heißt die Weltrevolution zu organisieren!

Aus den Schulen, militant, Jugend leistet Widerstand!

GEAS  und  Aufrüstung:  Zwei
Seiten derselben Medaille
von S. Rius und Sonti M., August 2026, 9 Minuten Lesezeit

Ende Juli durchbrachen mehrere zehntausend Geflüchtete die Grenze einer
Exklave  des  spanischen  Staates  auf  marokkanischem  Land.  Mittlerweile
wurden die meisten von ihnen wieder brutal nach Marokko zurückgeschickt,
mindestens 70 von ihnen starben auf der Flucht. Die spanische Regierung
brüstet  sich  stolz  damit,  Migrant:innen  konsequent  am  Betreten
europäischen  Festlandes  gehindert  zu  haben  und  erhält  dabei  Applaus
diverser EU-Mitgliedsstaaten, so auch der BRD, welche dies als Anlass nimmt
noch barbarischere brutale Maßnahmen an EU-Außengrenzen zu fordern.
Dieser rassistische Massenmord zeigt sich wieder einmal als Realität in der
„Europäischen Demokratie“.

Es reiht sich ein in eine seit Jahren andauernde Aufrüstung der Europäischen
Außengrenzen – militärisch durch Mörderbanden wie Frontex oder rechtlich
durch rassistische Gesetzpakete wie GEAS. Sie sind eine Seite derselben
Medaille der allgemeinen Aufrüstung der EU und der BRD im Besonderen.
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GEAS – Ein rassistisches Gesetzpaket
Die GEAS-Reformen (Gemeinsames Europäisches  Asylsystem) stellen eine
Neugestaltung der europäischen Asylpolitik dar. Diese wurden als Reaktion
auf  die  steigenden  Flucht-  und  Migrationsbewegungen  der  letzten  Jahre
beschlossen  und  sehen,  laut  Aussage  ihrer  Autor:innen,  vor  allem  eine
stärkere Kontrolle der EU-Außengrenzen, den „Bau von Grenzlagern“, die
„Beschleunigung  von  Asylverfahren“  sowie  die  „Verringerung  der
Sekundärmigration“ vor. Ziel der Reformen ist es nach offizieller Darstellung,
Asylverfahren effizienter zu gestalten und die Mitgliedstaaten zu entlasten.
Im Klartext heißt das in der Realität v.a. möglichst effektive Aussiebung,
welche  Migrant:innen  für  den  Arbeitsmarkt  brauchbar  sind  und  welche
brutal abgeschoben werden sollen, sowie das zur Hölle machen des Lebens
von Migrant:innen durch immer härtere Gewalt und Schikanen bis hin zu
oben genannten „Grenzlagern“.

Asylverfahren sollen zukünftig innerhalb von zwölf Wochen abgeschlossen
werden.  Bereits  an  den  EU-Außengrenzen  soll  durch  ein  sogenanntes
„Screening-Verfahren“ aussortiert werden, wer weiterkommt und wer nicht.
Hier wird vorausgewählt, wer ein „Grenzverfahren“ bekommt und wer im
Inland das Asylverfahren antreten darf. Deutschland möchte die Maßnahmen
zusätzlich mit sogenannten Sekundärmigrationszentren ergänzen. Dort sollen
Asylsuchende in  staatlichen Grenzlagern interniert  werden,  die  in  einem
anderen  Land  bereits  ein  Asylverfahren  durchlaufen  haben  und  in
Deutschland einen weiteren Antrag gestellt haben. Dafür wird unter anderem
die Eurodac-Datenbank erheblich ausgebaut. Neben Fingerabdrücken sollen
weitere biometrische Daten wie Gesichtsbilder gespeichert werden. Dadurch
sollen  Personen  schneller  identifiziert  und  ihre  Bewegungen  präziser
innerhalb  Europas  verfolgt  werden.

Diese  Reform  umgeht  schlicht  selbst  bürgerliche  Grund-  und
Verfassungsrechte, fördert massiv den Ausbau staatlicher Überwachung und
trägt  aktiv  zur  Erzeugung eines  künstlichen Feindbildes  bei,  welches  zu
erhöhtem Rassismus und der Entmenschlichung von Migrant:innen beiträgt,
um  die  gegenwärtige  Gewalt  als  „Verteidigung“  zu  rechtfertigen.  Eine
Politik, die es normalisiert, Migrant:innen aufgrund ihrer Herkunft an den



Grenzen zu misshandeln, uns Bilder von leidenden und frierenden Familien
an  den  Grenzen  „auszuhalten“  anmahnt,  Entrechtungen  mit
„Bauchschmerzen“  akzeptiert  oder  solidarische  Unterstützung  von
Geflüchteten  behindert  und  kriminalisiert,  schafft  gezielt  rassistische
Spaltung und Demütigung von Migrant:innen.  Dieses  Gesetzpaket  bedarf
natürlich  in  der  Durchsetzung  auch  einer  personellen  und  technischen
Aufrüstung der Abschiebebehörden v.a. an den EU-Außengrenzen.

Militarisierung: die andere Seite der Medaille
Während also die EU an den Außengrenzen aufrüstet, um eine möglichst
harte Abschottungspolitik durchzusetzen, rüsten auch ihre Mitgliedsstaaten
ihr  „konventionelles“  Militär  auf  und  schließen  milliardenschwere
Rüstungsdeals  ab.
In Deutschland zeigt sich diese Entwicklung besonders deutlich. Aufgrund
des  „Personalmangels“  bei  der  Bundeswehr  wurde  ein  neues
Wehrdienstmodell eingeführt. Männer, die nach dem 1. Januar 2008 geboren
wurden,  sollen  verpflichtend  gemustert  werden.  Reichen  die  freiwilligen
Bewerber  nicht  aus,  wird  über  eine  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht
diskutiert.  Damit  soll  langfristig  sichergestellt  werden,  dass  genügend
Personal  für  die  Bundeswehr  zur  Verfügung  steht.

Doch nicht nur personell wird stark aufgerüstet:
In den letzten 10 Jahren sind die Militärausgaben in die Höhe geschnellt.
2020 erreichen die weltweiten Militärausgaben einen neuen Rekord:  laut
dem Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI liegen diese bei  1,981
Billionen Dollar, so viel wie noch nie. Der deutsche Verteidigungshaushalt
soll  bis  2029  auf  etwa  3,5  Prozent  des  Bruttoinlandsprodukts  steigen.
Zusätzlich stehen 100 Milliarden Euro aus dem Sondervermögen für  die
Bundeswehr zur Verfügung. Neben dem Ausbau der Bundeswehr werden
Gesetze  verändert,  um  die  Beschaffung  von  Rüstungsgütern  zu
beschleunigen. Dadurch profitiert hauptsächlich die Rüstungsindustrie, die
durch große Staatsaufträge und umfangreiche Investitionen hohe Gewinne
erzielt.

Wir wissen dabei: Diese Aufrüstung dient jedoch in erster Linie nicht dem



Schutz  der  Bevölkerung.  Stattdessen  soll  sie  die  politischen  und
wirtschaftlichen Interessen des Staates und dessen Bourgeoisie absichern.
Als Block im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt wird in
Sachen Abschottung und Aufrüstung an einem Strang gezogen, um das Bild
einer  geeinten  EU  zu  festigen.  Wie  alle  imperialistischen  Großmächte,
versucht auch die EU, ihre wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen
stärker  abzusichern.  Militärische  Stärke  wird  dabei  zu  einem  immer
wichtigeren  Mittel,  um  die  eigenen  Interessen  durchzusetzen.

Abschottungspolitik und Militarisierung – wo
liegt der Zusammenhang?
Militarisierung  bedeutet  dabei  mehr  als  nur  eine  starke  Armee.  Sie
beschreibt  auch  die  zunehmende  Ausrichtung  der  Gesellschaft  auf
militärisches Denken und Handeln und einer Identifikation mit Staat und
Nation, Propagandesendungen der Bundeswehr wie die YouTube Sendung
„Generation Wehrdienst“, die gezielt Junge Menschen anspricht, sind dabei
ein  Mittel  staatlicher  Propaganda.  Die  Bevölkerung  soll  auf  mögliche
zukünftige Kriege vorbereitet und für diese mobilisiert werden. Dazu wird
häufig  die  Vorstellung  einer  „inneren  nationalen  Einheit“  oder  einer
gemeinsamen Nation betont, wodurch ein Gefühl der Zusammengehörigkeit
geschaffen werden soll.

Offene Grenzen widersprechen diesem ideologischen Gebilde der Nation –
gerade in Zeiten der Krise.  Während sich die kapitalistischen Staaten in
Phasen relativer Stabilität erlauben können, dass die Unterschiede zwischen
den  Nationen  geringer  werden  und  insb.  zur  Gewinnung  billiger
Arbeitskräfte gezielt Migrationsbewegungen gefördert werden können, muss
zu  Krisenzeiten  v.a.  ideologisch  dagegen  gearbeitet  werden.  Diese
Abgrenzung findet nicht nur nach außen, sondern genauso auch nach innen
statt.  Folgt  dabei  aber  derselben  Logik:  auch  Menschen  innerhalb  der
Grenzen  des  deutschen  Staates  werden  rassistisch  als  „außerhalb“  der
„deutschen Gesellschaft“ gebrandmarkt, Aussagen wie Merz Aussage zum
“Stadtbild” sind dafür exemplarisch. Genau hier kommen die GEAS ins Spiel.
Sie sind die gesetzliche Verankerung eben dieser rassistischen Propaganda



als mörderische Abschottungspolitik.

Neben dem Schaffen einer künstlichen nationalen Einheit hat der Rassismus
jedoch noch andere Funktionen, wie die Spaltung der Arbeiter:innenklasse.
Während die  EU massive Geldsummen in  Militarisierung steckt,  wird an
jeder Ecke gekürzt. Wir erleben aktuell den größten Generalangriff auf die
Arbeiterinnenklasse seit  der Agenda 2010.  Es ist  eine Zeit  des massiven
Klassenkampfes von oben, auf den es eine Antwort von unten braucht. Um
genau dies zu verhindern, wird die Spaltung der Klasse durch Rechtsruck
und dessen Auswirkungen vorangetrieben. Eine besonders große Rolle spielt
dabei der Rassismus, seit den frühen 2000ern besonders der antimuslimische
Rassismus.

Bundeswehr – progressiv und vielfältig?
Gleichzeitig  ist  der  Bundeswehr  ein  progressives  Image  und  ein
Wiederspiegeln der vielfältigen Gesellschaft wichtig, sodass eben jene sich
angemessen  repräsentiert  und  gesehen  fühlt,  was  wiederum  zu  mehr
Akzeptanz und Legitimität der Bundeswehr führen soll. So inszeniert sich die
Bundeswehr  als  querfreundlich  auf  CSDs  und  auf  auf  den  unzähligen
Werbeplakaten, die unsere Straßen „schmücken“ sind allen voran Frauen
und PoC zu sehen.

Immer wieder wird auch darüber diskutiert, ob nicht auch Menschen ohne
deutschen Pass in die Bundeswehr könnten – allerdings nicht aus Image-
Gründen. Zuletzt schlug der CDU-Abgeordnete Roderich Kiesewetter 2025
vor Migrant:innen die deutsche Staatsbürgerschaft zu geben, wenn sie ein
verpflichtendes Gesellschaftsjahr bei der Bundeswehr absolvieren. Und so,
wie  es  derzeit  mit  der  Rückmeldungsquote  auf  die  Musterungsbriefe
aussieht, ist es nicht unmöglich, dass diese Forderung in Zukunft mehr zu
hören sein wird. 2024 schrieb auch die Konrad-Adenauer-Stiftung in einem
Dokument: „Die Zulassung ausländischer Staatsbürger in die militärischen
Laufbahnen der Bundeswehr und die damit einhergehende Vergrößerung des
potentiellen Personalpools stellt eine mögliche Antwort auf die Personalnot
der  Streitkräfte  dar.“  Dass  es  aus  vielerlei  Hinsicht  problematisch  ist,
Menschen mit der in vielen Fällen lebensnotwendigen Staatsbürgerschaft zu



bestechen, ist mehr als offensichtlich.

Rassismus:  Instrument  der  Spaltung  und
Ausbeutung!
Menschen  mit  Migrationshintergrund  sind  aber  nicht  nur  bei  der
Bundeswehr die Personen, die gelockt und ausgenutzt werden sollen, wenn
Not  herrscht.  Leiharbeit  und  Lohndumping  haben  in  der  BRD  lange
Tradition. Die sowieso schlechte Wirtschaft sucht aktuell einen Ausweg in
der Kriegsproduktion. Mit rassistischen Vorstellungen und den Möglichkeiten
von Leiharbeit, kann der Lohn gedrückt werden und die Kapitalist:innen Geld
sparen.

Rassismus wird also nicht nur als Vorwand für Kriege verwendet und dient
der  Spaltung  der  Arbeiter:innenklasse  –  Betroffene  werden  zusätzlich  in
prekäre  Arbeitsverhältnisse  oder  in  Zukunft  vielleicht  sogar  in  die
Bundeswehr gedrängt, wo sie dann Kriegsgerät produzieren, welches „im
Namen  der  Demokratie“  oder  wie  es  eigentlich  heißen  sollte:  für  die
Interessen des imperialistischen Deutschlands deren Verwandte im Iran, in
Palästina oder in anderen Kriegen und Genoziden ermordet werden, oder sie
sollen gleich selbst an die Waffe und als Kanonenfutter dienen, aus Angst,
dass ihnen sonst  die  Abschiebung droht.  Gleichzeitig  sind Menschen mit
Migrationshintergrund besonders von den Kürzungen und vom Sozialabbau
betroffen  und  werden  öfter  in  prekäre  Lebenslagen  gedrängt  und  sind
zunehmend Polizeigewalt,  Rassismus und (Alltags-)Rassismus und rechter
Gewalt ausgesetzt.

Antirassistischer Kampf gegen Krieg!
Als Bewegung gegen die Wehrpflicht und die Militarisierung müssen wir den
Zusammenhang  zwischen  Militarisierung  und  Rassismus  verstehen  und
beides  als  einen gemeinsamen Kampf  kämpfen –  denn,  wie  wir  gesehen
haben: sie entspringen beide derselben Ursache – dem Kapitalismus und
dessen  Krise.  Es  ist  unsere  Pflicht,  Organisationen  von  PoC  und
Migrant:innen auf unseren Streiks eine Bühne zu bieten, aktiv einzubinden



und Kämpfe gegen Abschiebungen,  gegen Rassismus aktiv  und direkt  zu
unterstützen. Die Schulkomitees und Streikkomitees müssen Anlaufstellen
für  Rassismusbetroffene  sein,  wo  gemeinsam  diskutiert  wird,  wie  der
alltägliche Rassismus in Schule und Gesellschaft bekämpft wird. Sie müssen
ein Ort sein, an dem gemeinsam gegen Abschiebungen aus unseren Schulen
oder gegen rassistische und koloniale Vorstellungen aus den Lehrbüchern
gekämpft wird.
Antirassismus und der Kampf gegen das europäische Grenzregime darf auf
den  Schulstreiks  gegen  die  Wehrpflicht  nichts  Abstraktes  sein!  Er  ist
untrennbar mit dem Kampf gegen Militarisierung verbunden!

Wenn  wir  uns  selbst  ernst  nehmen  wollen  als  Bewegung  gegen  die
Wehrpflicht,  dann  müssen  wir  eine  internationalistische  Perspektive
einnehmen. Wir dürfen nicht in das Schweigen zu Gaza einstimmen, sondern
müssen deutlich und laut für ein freies Palästina und gegen die deutsche
Mittäter:innenschaft sein. Wir müssen die imperialistischen Ambitionen des
Westens als solche offenlegen und bekämpfen.

Wir fordern:

Für offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie leben!
Für  den Kampf  gegen alle  Abschiebungen,  Abschiebegefängnisse  und die
Abschottungspolitik der EU und Deutschlands!
Kampf der Wehrpflicht heißt Kampf der Aufrüstung! Kein Cent, kein Mensch
dem Militarismus, für die Abschaffung der Bundeswehr!
Keine Unterstützung Israels! Hands off Iran! Für nationale Selbstbestimmung
der unterdrückten Nationen! Für das Recht auf freie Meinungsäußerung zu
Gaza, Stopp der Sanktionen gegen Hüseyin Dogru!
Für  den  Aufbau  von  demokratischen  Selbstverteidigungsstrukturen  in
Stadtteilen, Betrieben und Schulen gegen die rassistischen Angriffe von Staat,
Polizei und Nazis!
Für  den  Aufbau  von  Antidiskriminierungsstellen  in  unseren  Schulen,  die
unabhängig  von  Schul le i tung  und  der  Schüler : innenschaft
rechenschaftspflichtig  sind!



AfD  und  Krieg  –  falsche
Friedensrhetorik
von Yorick F., April 2025 – 8 Minuten Lesezeit

Die  CDU  hat  gemeinsam  mit  den  Ampelparteien  als  eine  der  letzten
Amtshandlungen  des  noch  amtierenden  Bundestags  das  größte
Aufrüstungsprogramm seit dem Zweiten Weltkrieg beschlossen. Neben der
Linken hat sich auch die AfD mehrfach öffentlich dagegen ausgesprochen.
Letztere  versucht  sich  seit  Jahren  als  sogenannte  Friedenspartei  zu
inszenieren und geht damit insbesondere in Ostdeutschland auf Stimmenfang
–  durchaus  mit  einigem  Erfolg,  wie  die  letzten  Landtags-  und
Bundestagswahlen  zeigen.  So  hängte  sie  zur  Landtagswahl  in  Sachsen
Plakate auf, welche in ihren Parteifarben auf mehreren Sprachen (Deutsch,
Englisch und Russisch) das Wort „Frieden“ zeigten. Interessant ist dazu, dass
sie zur letzten Bundestagswahl ihre Forderung nach Wiedereinführung der
Wehrpflicht gestrichen hat (wobei sie weiterhin im Parteiprogramm steht)
und  Figuren  wie  Chrupalla  und  Höcke  sich  derzeit  gegen  eine  weitere
Aufrüstung  Deutschlands  aussprechen  sowie  die  Wiedereinsetzung  der
Wehrpflicht  „zum  jetzigen  Zeitpunkt“  ablehnen.

Dass die  AfD keine Partei  ist,  die  einen progressiven antimilitaristischen
Kampf führt, sollte linken Jugendlichen eigentlich klar sein – wie genau das
Verhältnis von der AfD zum Krieg jedoch aussieht wollen wir uns deswegen
in diesem Artikel anschauen.

internationale Situation

Um ihre Politik zu verstehen müssen wir uns aber zuerst mit der derzeitigen
Weltlage  auseinandersetzen,  denn  aktuell  befindet  sich  der  deutsche
Imperialismus in einer äußerst schwierigen Situation. Durch die Wiederwahl
Trumps in  den USA gibt  es  nämliche  eine  neue Dynamik  innerhalb  der
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imperialistischen Blockbildung. Unter Biden war diese noch eindeutiger, da
die USA es geschafft hatte, im Zuge des Krieges in der Ukraine die EU immer
mehr in den eigenen Machtblock einzugliedern und in der Konfrontation mit
Russland für sich zu nutzen. Mit Trump änderte sich jetzt die Strategie des
US-Imperialismus. So nährt er sich nun Russland am, um auf der einen Seite
deren Band zu China zu schwächen und die imperialistische Befriedung des
Krieges in der Ukraine anzugehen. Aus dieser würden sie profitieren, in dem
sie die Ukraine auspressen könnten und durch den Wegfall des militärischen
Ressourcenverbrauchs  sich  auf  den  Nahen  Osten  und  gleichzeitig  die
Vorbereitung der Konfrontation mit China, wahrscheinlich rund um Taiwan,
fokussieren könnten. Diese stellt für die USA die Relevantere dar, da China
der größte Konkurrent der Supermacht auf der Weltbühne ist.

Diese  geostrategische  Umorientierung  Trumps  geht  einher  mit  einer
immensen  Schwächung  des  Verhältnisses  zu  der  EU,  der  sogenannten
transatlantischen  Partnerschaft.  So  wurden  aus  Verbündeten  kurzerhand
wieder offene Rivalen – wobei Trump mit dem Ziel antritt die europäischen
Staaten  zur  vollkommenden  Unterordnung  zu  bringen.  Für  die  EU  und
insbesondere Deutschland bedeutet dies eine strategische Krise: Ohne die
USA als stabilen Partner treten die internen Widersprüche innerhalb der EU
immer deutlicher zutage.  Denn um mit  den USA und China mitzuhalten,
müssten sie sich der Aufgabe der politischen Vereinigung Europas stellen.

Die Widersprüche der EU

Seit ihrer Gründung steht die EU vor einem inneren Widerspruch: zum einen
ist  sie  als  Wirtschaftsraum  weitgehend  geeint,  zum  anderen  politisch
weiterhin in bürgerliche Nationalstaaten aufgeteilt. Dies führt dazu, dass die
EU als Staatenbund v.a. den ökonomisch starken Staaten nützt, welche durch
den Freihandel  einfacher Extraprofite  aus den schwächerer Staaten,  z.B.
Osteuropas  ziehen  können.  Gleichzeit ig  aber  auch,  dass  die
unterschiedlichen imperialistischen Staaten v.a. Frankreich und Deutschland
auch untereinander um die Vorherrschaft innerhalb der EU konkurrieren.
Wobei sie zur gleichen Zeit zur Einheit gezwungen sind, da man zu schwach
ist um völlig eigenständig auf der Weltbühne bestehen zu können.



Dieser  widersprüchliche  Charakter  der  EU  wird  sich  wahrscheinlich
schwierig innerhalb des Kapitalismus auflösen können, da eine europäische
Vereinigung  immer  mit  einer  Absage  an  die  vorherrschenden
nationalstaatlichen Interessen einhergehen würde. Somit wird die EU selbst
zu einem Hindernis für die Entwicklung der Produktivkräfte und der Lösung
der großen europäischen Probleme. Die europäische Politik schwankt also
zwischen den Ambitionen der Vereinigung unter deutscher,  französischer
und  tw.  auch  italienischer  Vorherrschaft  und  der  Durchsetzung  der
nationalen Interessen der  einzelnen Staaten.  Hinter  beiden Polen stehen
auch  verschiedene  Kapitalfraktionen  und  deren  Interessen,  was  sich
ebenfalls  in der Parteienlandschaft,  in Pro-  und Anti-EU Positionierungen
ausdrückt.

So  enstand  2013  z.B.  die  „Anti-Euro-Partei“  AfD  als  Ausdruck  dieses
Widerspruches.  Diese  fand  (und  findet  auch  immer  noch)  ihre  Basis  in
Interessensvertreter:innen  des  deutschen  Binnenkapitals  bzw.  bei
„mittelständigen“ Unternehmen. Da diese Kapitalfraktion, weniger von der
Überausbeutung „schwächerer“ Staaten durch die EU profitiert, (wobei auch
sie  aus  den  überausbeutbaren  osteuropäischen  Arbeitskräften  Gewinn
schlagen)  sondern  z.B.  eher  eine  unabhängige  deutsche  Währung
bevorzugen würden, lehnen diese die EU ab. Dies drückte sich bei der AfD
von Anfang an in einem radikalen neoliberalen Kurs gemischt mit einem
starken Nationalismus aus, welcher auf „deutsche Unabhängigkeit“ pocht.
Die Untermalung dessen mit rassistischer Hetze gegen Migrant:innen macht
ihre Politik aus und bringt ihr bis heute anhaltende Wahlerfolge.

Die „Antikriegsposition“ der AfD

So  leitet  sich  auch  die  angeblich  antimilitaristische  Position  der
rechtspopulistischen  Partei,  aus  diesem  Verhältnis  ab.  Das  zeigt  sich
beispielhaft an Höckes Argumentation gegen die Wehrpflicht: Grundsätzlich
habe er nichts dagegen, jedoch sei er nicht in der aktuellen Situation dafür,
da Deutschland nicht „souverän“ sei und von „Eurokraten“ in einen Krieg
verwickelt werden könnte.

Das zeigt deutlich, dass für ihn und die AfD das Problem nicht darin liegt,



dass Arbeiter:innen und Jugendliche für Kapitalinteressen sterben müssten –
sondern lediglich darin, dass es für die falschen Kapitalinteressen geschieht.
Es geht nicht um eine Ablehnung von Kriegen an sich, sondern darum, dass
diese nicht  im Interesse der „richtigen“ Fraktion des deutschen Kapitals
geführt werden. Woraus sich auch deren Positionierung zum Ukraine-Krieg
ergibt, hier hat nämlich zwar das Großkapital etwas zu gewinnen, da sich der
Reichtum der Ukraine potentiell  unter den Nagel  gerissen werden kann,
beispielsweise durch Spekulierung auf eine Eingliederung in die EU oder das
Ergattern  von  Land  wie  durch  Monsanto  (Bayer).  Das  hilft  jedoch  dem
Binnenmarkt  erstmal  wenig  und  ist  somit  für  die  AfD  uninteressant.
Deswegen  wird  von  ihrer  Seite  aus  eben  auch  nicht  in  den  Chor  der
Demokratie-Verteidigung mit eingestimmt, sondern nach Frieden geschrien.

Diese Analyse verdeutlich auch nochmal was hinter der Politik der anderen
bürgerlichen  Parteien  steht,  welche  für  Unterstützung  der  Ukraine
argumentieren  –  nackte  Kapitalinteressen.  Darüber  lässt  sich  auch
Verstehen,  dass  der  Grund  warum  die  CDU  (welche  historisch  das
Großkapital vertritt) wegen außenpolitischer Differenzen nicht die Koalition
mit der AfD sucht, eben nicht daran liegt, dass sie ein moralisches Problem
haben mit „Putinfreunden“ zusammenzuarbeiten, sondern daran, dass die
Kapitalinteressen welche sie  vertreten auseinandergehen.  Deswegen wird
solange  das  deutsche  Großkapital,  einen  Nutzen  in  der  EU  sieht,  eine
Schwarz-Blaue-Koalition eben nur mit Eingeständnissen der AfD in Fragen
der EU- und sonstigen Außenpolitik einhergehen, was jedoch dadurch, dass
es  gegen  die  Interessen  ihrer  Basis,  dem  Binnenkapital  geht  eher
unwahrscheinlich  ist.

So spekuliert (zumindest ein Teil) der AfD gerade auf ein Zerbrechen der EU
an  ihren  inneren  Widersprüchen  um  so  den  deutschen  Imperialismus
„unabhängiger“  zu  machen,  was  sollte  es  eintreten  Schwarz-Blau
wahrscheinlich direkt auf die Tagesordnung setzten würde. So wäre es dann
gewiss  auch  kein  Problem  mehr,  sondern  wahrscheinlich  eins  der
dringlichsten  Aufgaben  aufzurüsten  um  perspektivisch  einen  Krieg  im
Interesse des deutschen Kapitals zu führen. Dies zeigt sich u.a. daran, dass
die AfD die Wehrpflicht bislang nicht aus ihrem Programm gestrichen hat.



Ebenfalls kritisierten sie obwohl sie finden, dass es der falsche Zeitpunkt zur
Einführung der Wehrpflicht sei (Höcke), gleichzeitig dass diese zu lasch sei
und forderten wenn sie kommt, diese dann auf mind. 2 Jahre anzusetzen
(Weidel).

Was heißt das für uns?

Ob  sich  die  Taktik  der  AfD  auszahlen  wird,  bleibt  abzuwarten.
Besorgniserregend  ist,  dass  sie  mit  ihrer  Strategie  insbesondere  unter
Jugendlichen  an  Unterstützung  gewinnt.  Für  uns  als  Revolutionär:innen
bedeutet  das,  den  Kampf  gegen  den  Rechtsruck  mit  dem Kampf  gegen
Militarisierung und Kürzungen zu verknüpfen. Diese Entwicklungen gehören
untrennbar zusammen und verstärken sich gegenseitig.

Dazu gehört auch, die Linkspartei aufzufordern, nicht nur abstrakt gegen die
AfD  Stellung  zu  beziehen,  sondern  sich  klar  gegen  Kriegskredite  und
Kürzungen zu positionieren.  Die Basis  der Linkspartei  und vor allem die
Linksjugend  muss  sich  dafür  einsetzen,  dass  der  Verrat  durch  die
Zustimmung  zu  neuen  Kriegskrediten  in  Bremen  und  Mecklenburg-
Vorpommern sowie  Aussagen von  Gysi  und  anderen,  die  die  Aufrüstung
lediglich aus finanziellen Gründen kritisieren, offen benannt und mit klaren
Konsequenzen belegt werden.

Doch  auch  das  reicht  nicht,  denn  wir  als  Jugend  dürfen  nicht  tatenlos
zusehen,  während vorbereitet  wird,  dass wir  auf  Schlachtfeldern für  das
deutsche Kapital  sterben sollen uns sich die AfD als widerständige Kraft
inszeniert. In diesem Artikel haben wir theoretisch aufgezeigt, dass sie dies
nicht  ist  –  nun müssen wir  es praktisch beweisen,  indem wir  eine reale
Bewegung gegen Krieg, Krise und Rechtsruck aufbauen. Diese Aufgabe liegt
ebenfalls in den Händen der Linkspartei, welche ihren Worten Taten folgen
lassen  muss.  Doch  wir  sollten  nicht  warten  bis  sie  diesen  Schritt  geht,
sondern sie durch unser Voranschreiten herausfordern – in dem Wissen, dass
wir  die  Massen  die  sie  organisiert  brauchen  um  wirklich  Kampfkraft
aufzubauen.

Der  Aufbau  einer  Bewegung  kann  nur  gelingen,  wenn  sich  die



fortschrittlichsten  Kräfte  der  Jugend  und  Arbeiter:innenklasse  an  ihren
Schulen,  Universitäten  und  Betrieben  organisieren.  Damit  können  und
müssen wir heute beginnen. Darüberhinaus braucht es eine bundesweites
Antikrisenbündnis  und  eine  Strategiekonferenz  mit  allen  fortschrittlichen
Kräften innerhalb und außerhalb der Linkspartei um unsere Anstrengungen
zu  koordinieren  und  das  Zusammenführen  dieser  Kämpfe  effektiv
voranzubringen. Wir wissen aber, dass kann nur erfolgreich sein, wenn wir
ihre gemeinsame Ursache, welche sie so untrennbar verbindet erkennen und
bekämpfen: den Kapitalismus.

Bundeswehr raus aus der Schule
–  Katastrophenschutz  sieht
anders aus!
von Leonie Schmidt, März 2024

Die  deutsche  Bildungsministerin  Bettina  Stark-Watzinger  (FDP)  macht
aktuell auf sich aufmerksam, indem sie sich für mehr „Zivilschutzübungen“
an  Schulen  einsetzt.  In  Zeiten  von  Kriegen,  Umweltkatastrophen  und
Pandemien ist das auf den ersten Blick ein nachvollziehbares Anliegen. Doch
was  zunächst  vielleicht  harmlos  erscheint,  soll  ganz  andere  Ausmaße
annehmen. Stark-Watzinger möchte nämlich, dass auch die Bundeswehr sich
an  die  Schulen  begibt  und  diese  ein  „unverkrampftes  Verhältnis  zur
Bundeswehr“ entwickeln müssten. Die Bedrohung der Freiheit solle so uns
Jugendlichen  nähergebracht  werden.  Aber  hey,  wenn  wir  dann  weniger
Mathe-Aufgaben lösen müssen, ist das doch voll entspannt, oder nicht?! Wir
finden, die Bundeswehr hat an der Schule nichts verloren. Warum, wieso und
weshalb, lest ihr hier in diesem Artikel.

https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/
https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/
https://onesolutionrevolution.de/bundeswehr-raus-aus-der-schule-katastrophenschutz-sieht-anders-aus/


Jugend im Krieg – voll normal und niemand
kann was dafür?
Die Forderungen von Stark-Watzinger reihen sich ein in eine Vielzahl von
Stimmen,  die  mit  aller  Kraft  uns  Jugendliche  für  eine  Tätigkeit  bei  der
Bundeswehr  rekrutieren  wollen.  Minister:innen,  die  über  die
Wiedereinführung der  Wehrpflicht  plaudern,  eine  KIKA-Show,  die  Panzer
über deutsche Waffenlieferungen in die Ukraine reden lässt,  oder auch die
Bundeswehr  selber,  die  auf  Gaming-Messen  Stände  unterhält  und  das
Ermorden von „menschlichen Zielen“ dort als Spielspaß für Nerds darstellt
(schließlich ist der asymmetrische Krieg durch Drohnen jetzt voll digital).
Selbst bei den Kleinsten unserer Gesellschaft wird schon angesetzt: zum Tag
der Bundeswehr gibt es immer ein familienfreundliches Programm in den
Kasernen  mit  Hüpfburgen,  Kinderschminken  und  natürl ich
Panzerbesichtigungen,  damit  auch  Generation  Alpha  schon  den  Traum
entwickeln kann, später einmal das deutsche Kapital zu beschützen. Denn die
Bundeswehr hat Personalmangel und wer könnte besser deutsche Interessen
verteidigen,  als  Jugendliche,  die  nicht  wirklich  wissen,  was  sie  später
beruflich einmal machen wollen? Das ist natürlich problematisch, denn so
werden wir jungen Menschen mit absurden Versprechungen und viel Geld an
die Front gelockt. Wir dürfen mit 17 Jahren noch nicht mal wählen, aber uns
für eine Ausbildung bei der Bundeswehr verpflichten und mit Schusswaffen
üben geht klar. Mit 17 dürfen wir zwar noch nicht in den Einsatz geschickt
werden,  sobald  wir  18  sind,  ist  das  aber  im  „Spannungs-  oder
Verteidigungsfall“ durchaus schon möglich. All das bedeutet in Folge meist
Posttraumatische  Belastungsstörung,  Mobbing  und  sexualisierte  Gewalt
inklusive, wenn wir nicht vorher schon für unser Heimatland verreckt sind.

Aufrüstung soweit das Auge reicht
Die Bundeswehr muss wieder kriegstüchtig werden, so ist sich zumindest die
herrschende Klasse einig.  In den letzten Wochen wurde sogar über eine
deutsche bzw. europäische atomare Aufrüstung debattiert. Aus der Sicht der
Imperialist:innen  völlig  nachvollziehbar,  denn  die  Blockbildung  und  die
Konflikte im Kampf um die Neuaufteilung der Welt nehmen jährlich zu, wie



wir es unter anderem in der Ukraine beobachten können, aber auch z.B. in
Taiwan  oder  Palästina.  Als  Neuaufteilung  der  Welt  bezeichnen  wir  die
Bestrebungen der imperialistischen Mächte, wie z.B. der USA, China und der
EU, die Welt und somit ihre Einflusssphären neu aufzuteilen. Sie tun dies, da
das Zeitalter der Globalisierung vorbei ist und es keine neuen Märkte mehr
zu erschließen gibt, was aber für anhaltende Profite, aufgrund der fallenden
Tendenz der Profitrate, von Nöten wäre. Die EU, unter anderem also auch
Deutschland, steht da aktuell eher schlecht da, da sie in den letzten Jahren
deutlich  an  Einfluss  verloren  hat.  Aufgrund  der  ideologischen
Verschleierungen rund um den Ukraine Krieg scheint es, als ob sich der
Krieg  nicht  um  die  verschiedenen  internationalen  Einflusssphären,
Kapitalinteressen und deren Verteidigung drehe, sondern dass es sich hier
um einen Kampf zwischen Demokratie und Autokratie handeln würde. Für
viele Teile der Bevölkerung, ist dieser Gedanke scheinbar unterstützenswert
und sie sind der Ansicht, dass eine Demokratie auch wehrhaft sein müsste.
Das liegt  in  großen Teilen an der  ideologischen Aufladung des  Ukraine-
Krieges,  der  in  den  bürgerlichen  Medien  vielerorts  den  Stempel  eines
„Neuen Kalten Kriegs“ bekommen hat. Bei einer repräsentativen Befragung
von Menschen ab 16 Jahren in Deutschland befürworteten 57 % weitere
Erhöhung  des  Verteidigungsetats  sowie  der  Zahl  der  Soldatinnen  und
Soldaten der Bundeswehr (ZMSbw 2023). Nur 8% forderten eine Abrüstung
(ebenda). Des Weiteren standen 9 von 10 Befragten der Bundeswehr positiv
gegenüber  (ebenda).  Kein  Wunder  also,  dass  die  Stimmen  der
Kriegsminister:innen  aktuell  wenig  Gegenwind  erfahren.  So  mischt  zum
Beispiel auch die Gewerkschaft IG Metall munter mit, in dem sie sich zu
Beginn des Jahres den Aufrüstungsvorhaben der Bundeswehr anschloss und
so die Interessen von Arbeiter:innen und uns Jugendlichen verriet.  Damit
stellt sie sich nicht nur auf die Seite der Regierung, sondern auch auf die der
sogenannten  Arbeitgeber:innen:  so  befindet  sich  der  Rüstungskonzern
Rheinmetall nun kurz vor der Verzehnfachung ihrer Artillerieproduktion.  Die
Ampel selber konnte schließlich auch 100 Milliarden für die Aufrüstung aus
dem Ärmel schütteln, während in den meisten sozialen Bereichen massiv
gekürzt wurde. Kürzungen betreffen die Hilfen für Kinder und Jugendliche
aus  ärmlichen  Verhältnissen,  Frauenhäuser,  das  Gesundheitssystem aber
auch den Umwelt- und Katastrophenschutz. Nebenbei bedeutet der massive

https://zms.bundeswehr.de/resource/blob/5744428/f4c19a3180e6a1e0b403d2cc5e8349e8/zmsbw-forschungsbericht-136-bevbefragung-2023-data.pdf


Reallohnverlust  für  viele  Arbeiter:innen  und  ihre  Kinder,  dass  sie  sich
Alltägliches  nicht  mehr leisten können und überall  sparen müssen.  Aber
Hauptsache,  niemand  geht  der  Freiheit  und  der  demokratischen
Grundordnung  an  den  Kragen!  Dieses  ideologische  Einstimmen  auf  die
Militarisierung soll nun an unseren Schulen zur Realität werden. Doch die
Kriege nützen nur der herrschenden Klasse. Auch aus einer ökonomischen
Perspektive  macht  Kriegsführung  für  sie  Sinn,  denn  so  können  sie  in
Krisenzeiten, in denen die Absatzmärkte einbrechen, überflüssiges Kapital
vernichten, indem sie dieses z.B. in Aufrüstung stecken und dann im Falle
eines erfolgreichen Kriegs auch noch ihre Einflusssphäre ausweiten. Doch im
Interesse von uns Jugendlichen und der Arbeiter:innenklasse ist das alles
nicht: Es ist nicht die herrschende Klasse, die im Waffen- und Bombenfeuer
sterben wird oder die aufgrund von Ressourcenknappheit  hungern muss,
sondern wir sind es! Daher sagen wir ganz klar: Kein Cent, kein Mensch dem
Militarismus.

Die  Bundeswehr  könnte  in  Fällen  von  Aufständen  und  Unruhen  im
Landesinneren natürlich ebenso gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt
werden, auch wenn das niemand gerne zugibt. Gerade in Zeiten von Krisen
sollten wir jedoch vor dieser Möglichkeit nicht die Augen verschließen. Zwar
ist  die  Bundeswehr  hauptsächlich  für  die  Verteidigung  nach  Außen
eingesetzt,  jedoch  ist  ihre  Aufgabe  der  Schutz  des  Landes  und  der
demokratischen Grundordnung. Ein Generalstreik umzingelt  von Leopard-
Panzern? Nicht so der Vibe!

Da in Deutschland bald Wahlen anstehen, werfen wir hierauf noch einen
kurzen Blick:  Die  AfD fordert  besonders  aktiv  die  Wiedereinführung der
Wehrpflicht. Da mit dem Rechtsruck Abschottungspolitik und Nationalismus
noch mehr in den Fokus rücken, als es jetzt ohnehin schon der Fall ist, muss
uns klar sein, dass wir uns nicht nur gegen die Militarisierung, sondern auch
gegen den Rechtsruck im Allgemein organisieren müssen.

Katastrophenschutz? Der Kapitalismus ist die



Katastrophe!
Bevor wir zu unserer Perspektive kommen, wollen wir hier noch kurz auf die
Doppelmoral  des  Katastrophenschutzes  schauen.  Erstmal  ist  es  natürlich
nicht grundsätzlich abzulehnen, dass die Bevölkerung in der Lage versetzt
werden soll, sich zu schützen, und dies auch schon in der Schule thematisiert
werden  soll.  Ironischerweise  wird  gerade  das  jedoch  immer  wieder
skandal is iert ,  wenn  auf  d ie  Geschichte  der  degenerierten
Arbeiter:innenstaaten, wie der DDR oder der UdSSR geblickt wird, in denen
solche Übungen gängige Unterrichtsinhalte waren. Doch selbst, wenn wir
den Krieg mal ausblenden, so sind auch die anderen möglichen Katastrophen
solche,  die  uns der  Kapitalismus und die  herrschende Klasse bescheren.
Insbesondere bei der Umweltkrise leuchtet das schnell ein. Natürlich ist es
für  die  Bourgeoisie  bequemer,  uns  darauf  zu  drillen  uns  im Falle  einer
Umweltkatastrophe so oder so zu verhalten, anstatt die Ursachen für diese
Katastrophen  und  das  Leid  selber  aufzuheben.  Es  ist  jedoch  nicht  nur
bequemer, sondern es wäre auch gar nicht in ihrem Interesse, denn den
Katastrophen kann letztlich nur ein Systemwechsel ein Ende setzen, was für
die Kapitalist:innen bedeuten würde, ihre Privilegien und ihren Besitz an
Produktionsmitteln aufgeben zu müssen.

Okay – und jetzt?
Wir finden, die Bundeswehr sollte sich nicht vor unsere Schulklassen stellen
und das Morden in aller Welt im Interesse des deutschen Kapitals als etwas
Erstrebenswertes  verkaufen.  Falls  ihr  also  hört,  dass  die  Bundeswehr in
eurer  Schule  vorbeischauen  will,  sagt  uns  und  eueren  Mitschüler:innen
Bescheid, damit die Veranstaltung blockiert werden kann. Dafür kann man
sich erstmal in der Schule treffen, Flyern, einen Bannerdrop planen oder
auch eine Vollversammlung ausrufen. Damit das klappt, ist es auch sinnvoll,
eine  antikapitalistische,  linke  Schulgruppe  aufzubauen.  Sagt  uns  gerne
Bescheid, wenn ihr Hilfe braucht! Als kommunistische Jugendorganisation
haben wir damit schon viel Erfahrung sammeln können.

Doch nur an der Schule können wir die Militarisierung nicht aufhalten. Wir
müssen uns in allen Teilen unseres Lebens organisieren,  als  Jugend und



zusammen mit der Arbeiter:innenklasse. Wir müssen daher auch eine neue
Jugendinternationale  und  eine  neue  revolutionäre  Partei  aufbauen.
Außerdem braucht es eine massenhafte Anti-Militarisierungsbewegung, an
der auch die Gewerkschaften und die reformistischen Arbeiter:innenparteien
teilnehmen, auch wenn sie uns gerade massiv in den Rücken fallen.  Die
Gewerkschaften müssen durch Basisoppositionen zurückerobert werden. Nur
mit ihnen und der Arbeiter:innenklasse lässt sich das Morden beispielsweise
durch  Blockaden  von  Waffenlieferungen  beenden  und  letztlich  der
Kapitalismus  durch  eine  revolutionäre  Systemüberwindung  zerschlagen.
Denn: wahren Frieden kann es in der Klassengesellschaft nicht geben, erst
der  Sozialismus  kann  diesen  uns  und  allen  Menschen  auf  der  Welt
ermöglichen. Lassen wir nicht zu,  dass wir,  unsere Freund:innen, unsere
Mitschüler:innen,  unsere  Bekannten,  unsere  Familien  und  unsere
Nachbar:innen zu Kanonenfutter  werden.  Konkret  setzen wir  uns für die
folgenden Forderungen ein:

Für eine revolutionäre Jugendinternationale! Die Jugend braucht eine
unabhängige und internationale Vertretung. Für den Aufbau einer
Schüler:innengewerkschaft,  die  unsere  Interessen  gemeinsam mit
der Arbeiter:innenklasse vertritt und durchsetzt!
Nein zur Wehrpflicht! Wir wollen kein Kanonenfutter sein!
100 Milliarden für Soziales, Bildung und die Jugend und nicht für die
Bundeswehr!  Gegen  jede  Aufrüstung  aller  imperialistischen
Nationen,  ob  Russland  oder  Deutschland!
Für eine Antikriegsbewegung international! Nur die Arbeiter:innen
können den Konflikt lösen.


